












ireiftaat �reuüen 
Administrative Regierung 

Rechteinhaber des Präsidiums des 
Deutschen Reichs/Deutschland 

in der Funktion des persistent objector 
- ius cogens -

Innere Angelegenheiten 
Ada Cornelia Re ich h e I m 

an 
die alliierten Besatzungsmächte des Zweiten Weltkriegs 
alle Verwaltungsinstitutionen der Bundesrepublik Deutschland (BRD) 

Völkerrechtlicher Status des Völkerrechtssubjekts Freistaats Preußen 
und des Völkerrechtssubjekts zweites Deutsches Reich/Deutschland mit 
seinen Bundesstaaten als Hoheitsgebiete ohne Selbstregierung 

Verstoß gegen das Gewaltverbot 

Sehr geehrte Exzellenzen, 
werte BRD- Verwaltungsbedienstete, 

bezugnehmend auf die Ausarbeitung der Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen 
Bundestages Aktenzeichen WO 2 - 3000 - 063/16 der Bundesrepublik Deutschland 
(BRD) zum Thema: 

„Auswirkungen des völkerrechtlichen Status der Westsahara auf das 
marokkanische Staatsangehörigkeitsrecht und das Asylverfahren in 
Deutschland" 

unterstellen wir der Regierung der Bundesrepublik Deutschland (BRD) ein 
umfangreiches Wissen über das verbindliche Völkerrecht, insbesondere zum 
Staatsangehörigkeitsrecht, zum Status der Besatzung und zur Existenz der 
Völkerrechtssubjekte Freistaat Preußen und Deutsches Reich/Deutschland. 

1. 

Es ist anzumerken, daß die Wissenschaftlichen Dienste des Deutschen Bundestages 
der BRD zum oben genannten Thema bereits völkerrechtswidrig und irreführend die 
BRD als „Deutschland" bezeichnen. Die Bundesrepublik Deutschland, welche sich auf 
der Basis des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland (GG) gern. Artikel 
133 GG als Verwalter des Vereinigten Wirtschaftsgebietes legitimiert, ist nicht das 
Völkerrechtssubjekt Deutschland/Deutsches Reich, sondern wie im GG ganz klar und 
eindeutig unstrittig definiert, die „Bundesrepublik Deutschland". Die BRD ist nicht 
identisch mit dem Völkerrechtssubjekt Deutschland. 

2. 

Historischer Abriß 

Die Bundesrepublik Deutschland (BRD) wurde nach der direkten Besatzung 
Deutschlands, nach dem Waffenstillstand des zweiten Weltkriegs auf den drei 
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Wirtschaftszonen der westalliierten Mächte zur Verwaltung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes am 23. Mai 1949 gegründet und installiert. 

Im Jahre 1990 übergab die Sowjetunion (UdSSR) das von ihr verwaltete 
Wirtschaftsgebiet der Sowjetischen Besatzungszone - Deutsche Demokratische 
Republik (DDR) an die westalliierten Mächte zur Bildung des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes der nun vier Besatzungszonen. 

Die durch die Republik Polen (seit 1. Januar 1990) verwalteten preußischen Ostgebiete 
stehen weiterhin unter der Fremdverwaltung. 

Das Gebiet des Völkerrechtssubjekts Freistaat Preußen und die Gebiete der jeweiligen 
Bundesstaaten des Deutschen Reichs wurden zunächst völkerrechtswidrig durch das 
Dritte Reich okkupiert und anschließend durch die alliierten Mächte des zweiten 
Weltkriegs unter Fremdverwaltung gestellt und neu gegliedert. 

Pabei ist festzustellen, daß der Freistaat Preußen sich zu keiner Zeit freiwillig dem 
Dritten Reich unterworfen hat, sondern gewaltsam durch die Weimarer Republik mit 
Hilfe der NSDAP-Privatpolizei zuerst in die Weimarer Republik und umgehend in das 
Dritte Reich einverleibt wurde. (Preußenschlag vom 20. Juli 1932) 

Obwohl der damalige preußische Ministerpräsident Otto Braun gegen diesen 
völkerrechtswidrigen Gewaltakt klagte und das Urteils des Staatsgerichtshofes Leipzig (R 
43 1/2281, BI. 417) vom 25. Oktober 1932 zur Wiederherstellung des Staates Freistaat 
Preußen Rechtskraft erlangte, gelang es auf Grund der feindlichen, völkerrechtlich 
illegalen Übernahme Preußens in das Dritte Reich und der damit verbundenen außer Kraft 
Setzung der preußischen Regierung bis zum heutigen Tage nicht, die Handlungsfähigkeit 
Preußens wieder herzustellen. 

Seit dem 19. Oktober 2012 befindet sich der Freistaat Preußen in völkerrechtskonformer 
Reorganisation und setzt die Restitutionspflicht gern. § 185 Völkerrecht um. 

Die BRD - Verwaltung versucht mit aller bewaffneter Gewalt diese Reorganisation zu 
verhindern und verstößt grundsätzlich gegen das ihr allgemein bekannte Gewaltverbot. 

,,Durch das allgemeine Gewaltverbot geschützt sind nach dem Wortlaut der VN­
Charta Staaten, wobei es jedoch auf das Vorhandensein einer effektiven 
Staatsgewalt und eine Mitgliedschaft des betroffenen Staates bei der VN für die 
Anwendung des Gewaltverbots nicht ankommt." 
(Auswirkungen des völkerrechtlichen Status der Westsahara auf das marokkanische 
Staatsangehörigkeitsrecht und das Asylverfahren in Deutschland" WD 2 - 3000 - 063/16 

Auch der Freistaat Preußen und die Bundesstaaten des Deutschen Reichs/Deutschland 
sind hiernach durch das Gewaltverbot geschützt! 

Das allgemeine Gewaltverbot wird verletzt durch staatlich zurechenbare bewaffnete oder 
militärische Gewalt der BRD, die sich gegen das Staatsgebiet des Freistaats Preußen und 
gegen diese Staatsangehörigen richtet. 

Die Einnahme des Staatshoheitsgebietes des Völkerrechtssubjekts Freistaats Preußen 
und der Bundesstaaten des Deutschen Reichs/Deutschland durch die BRD - Truppen 
(Bundeswehr, POLIZEI) sowie die fortdauernde militärische Besetzung des preußischen 
Staatshoheitsgebietes und der Gebiete der Bundesstaaten des Deutschen 
Reichs/Deutschland durch die westalliierten Mächte läßt sich als eine Okkupation 
ansehen, welche völkerrechtswidrig ist und keinen Gebietserwerb bewirken kann. 
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Im Sinne des GG, Art. 116 (1) ,,anderweit iger gesetz l icher  Regelun gen" hat der 
Freistaat Preußen mit der Notverordnung Nr. 14092018 vom 14. September 2018 zur 
Staatsangehörigkeit des Freistaats Preußen allen früheren Staatsangehörigen, denen die 
Staatsangehörigkeit des Freistaats Preußen völkerrechtswidrig während der Zeit des 
Dritten Reichs entzogen wurde und ihre Abkömmlinge sowie allen Deutschstämmigen, die 
ihren Wohnsitz auf dem Gebiet des Freistaats Preußen genommen haben und keinen 
Staatsangehörigkeitsausweis der Bundesrepublik Deutschland (Gelber Schein) besitzen, 
die Staatsangehörigkeit des Freistaats Preußen zurück gegeben. Damit zählt der Freistaat 
Preußen z.Z. ca. 40.000.000 Staatsangehörige. 

Das Oberverwaltungsgericht Berlin/Brandenburg stellt in seinem Beschluß OVG 5 M 54,14 
vom 17. Oktober 2014 fest: 

,,[ ... ] weil es im Geltungsbereich des Grundgesetzes sowie des 
Staatsangehörigkeitsgesetzes eine preußische Staatsangehörigkeit offensichtlich 
nicht gibt und eine solche somit von einer deutschen Behörde weder festgestellt 
noch in einen von ihr auszustellenden Personalausweis eingetragen werden kann." 

Diese Staatsangehörigen des Freistaats Preußen unterliegen daher nicht der 
Herrschaftsgewalt der Bundesrepublik Deutschland, denn die Bundesrepublik 
Deutschland ist nur für Deutsche im Sinne des Artikel 116 (1) GG zuständig. 

Da der so genannte Gebietserwerb betreffend des Freistaats Preußen durch die BRD nicht 
in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht erfolgt ist, stellt das Staatshoheitsgebiet des 
Freistaats Preußen völkerrechtlich keinen Teil des Staatsgebietes der BRD dar. Es handelt 
sich auch nicht um das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland (BRD), da der 
Freistaat Preußen bereits als Völkerrechtssubjekt, als Unterzeichner der HLKO und der 
Genfer Konventionen, des Weltpostvertrages und vieler anderer internationaler 
Völkerrechtsverträge von der Weltvölkergemeinschaft ein anerkanntes 
Völkerrechtssubjekt ist. 

Die Bundesrepublik Deutschland kann hier allenfalls als verwaltende Macht im Sinne der 
VN-Charta eingesetzt sein. 

„Die verwaltende Macht übernimmt gem. Art. 73 b) der VN- Charta die Vorbereitung 
der Unabhängigkeit des betreffenden Hoheitsgebietes. [ ... ] 
Die Stellung als Hoheitsgebiet ohne Selbstverwaltung hat gemäß Art. 73 VN- Charta 
zur Folge, daß das Mitglied der VN, welches die Verantwortung für die Verwaltung 
eines Hoheitsgebietes hat oder übernimmt (administering authority), sich zu dem 
Grundsatz bekennt, daß die Interessen der Einwohner dieses Hoheitsgebiets 
ohne Selbstverwaltung Vorrang haben. 
Aus der Einstufung eines Gebietes als Hoheitsgebiet ohne Selbstverwaltung folgen 
Pflichten für das Land, das dort die verwaltende Macht innehat. Beispielsweise 
übernehmen gemäß Art. 73 VN-Charta diejenigen Mitglieder der VN, die die 
verwaltende Macht über ein Hoheitsgebiet ohne Selbstregierung ausüben, die 
Aufgabe, die Selbstregierung des jeweiligen Landes zu entwickeln, die 
politischen Bestrebungen des Volkes gebührend zu berücksichtigen und es 
bei der fortschreitenden Entwicklung seiner freien politischen 
Einrichtungen zu unterstützen." 
(Auswirkungen des völkerrechtlichen Status der Westsahara auf das marokkanische 
Staatsangehörigkeitsrecht und das Asylverfahren in Deutschland" WO 2 - 3000 - 063/16) 

Nach nunmehr über 70 Jahren Besatzung und Frem dher rschaft durch 
d ie all i iert e n  W e s t mäch te d e s  zw e i t e n  Wel t k r iegs wei ger t s ich d ie 
Besatzungsverwal tung „Bundesrepubli k Deut schland", unter 
Berufung auf das Gewohnhei t s r echt s ow i e  unter N ichtachtung des 
vorrangi gen Völ ker vert rags rechts ,  der Re s t i tut ions pflicht gemäß§ 
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185 Völkerrecht und der Umsetzung des nach wie vor 
rechtskräftigen Urteils des Staatsgerichtshofes Leipzig (R 43 1/2281, 
BI. 417) vom 25. Oktober 1932 zur Wiederherstellung des Staates 
Freistaat Preußen nachzukommen und die Rechtsstaatlichkeit des 
Völkerrechtssubjekts Freistaat Preußen anzuerkennen. 

Fast täglich werden in so genannten Verwaltungsvollstreckungsverfahren die 
Staatsangehörigen des Freistaats Preußen unter Einsatz von Waffengewalt durch 
POLIZEI überfallen und ausgeraubt, ihre Wohnungen zwangsgeräumt, ihre Konten durch 
Pfändungen geplündert, ihnen werden die Kraftfahrzeuge (KFZ) weggenommen und die 
Fahrerlaubnis entzogen, ihnen gesetzlich zustehende Renten oder Sozialleistungen 
verweigert, etc. pp., während sich das Bundesfinanzministerium in Milliardenhöhe an den 
eingezahlten Rentenbeiträgen, also am Treuhand- Rentenvermögen ungeniert bedient. 

Zugleich werden sie als „Reichsbürger" diffamiert. 

Das Amtsobjekt des Freistaats Preußen, Crinitzer Straße 19 c, D- [15926] Fürstlich 
Drehna wurde bereits fünf Mal durch schwer bewaffnete POLIZEI und 
Spezialeinsatzkommandos überfallen, die Terrassentür wurde zerschlagen, das 
Haustürschloß aufgebrochen, der Informationskasten und die Beschilderung „Freistaat 
Preußen" zertrümmert und die bestallten Vertreter des Freistaats Preußen zur Zahlung 
von Geldern erpreßt, das KFZ ohne Beweis führende Grundlage entzogen. Die Vertreter 
wurden verhaftet und verschleppt und werden täglich unter psychische Gewalt gestellt. 
Diese bewaffneten Gewalttaten fanden am 22. März 2016, am 24. April 2016, am 
07. Dezember 2017, am 11. Januar 2018 und zuletzt am 16. Oktober 2018 statt.

Wir fordern zum wiederholten Male die BRD-Bediensteten auf, sich unverzüglich an 
das vorrangig gültige Völkervertragsrecht und auch geltende Völkerrecht der UN­
Charta Art. 73 zu halten und unter Beachtung der Ausführungsgesetze zur Restitution/ 
Reorganisation des Deutschen Reichs (AzRR) vom 27. November 2016 den 
Anordnungen des Freistaats Preußen und des Präsidiums des Deutschen Reichs Folge 
zu leisten. 

Alle gültigen Notverordnungen und Anordnungen wurden nachweislich vielfach an die 
alliierten Besatzugngsmächte und an zahlreiche Verwaltungsstellen der BRD per 
Telefax gesendet und sind nach wie vor auf der Internet-Seite: 

,, www.freistaat-preussen.world " 

veröffentlicht und einsehbar. 

Das Reichs-und Staatsangehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913 ist umgehend 
umzusetzen. Dazu wurde bereits angeordnet, daß alle Standesbeamten der BRD ihre 
Abstammung nachweisen und die Staatsangehörigkeit der jeweiligen Bundesstaaten 
des Deutschen Reichs annehmen. 

Danach kann die Prüfung der Abstammungsdokumente für die Bevölkerung durch 
diese Standesbeamten erfolgen sowie die Vergabe der entsprechenden 
Staatsangehörigkeitsausweise der Bundesstaaten des Deutschen Reichs/Deutschland. 

Zur Wiederherstellung der staatlichen Institutionen und der Handlungsfähigkeit der 
staatlichen Verwaltung gemäß der Verfassung des Freistaats Preußen vom 30. 
November 1920 sind nach Abschluß der Vergabe der Staatsangehörigkeit durch 
Volkswahlen die entsprechenden politischen Ebenen wieder herzustellen, die 
gesetzgebende Gewalt und die staatliche Judikative und Exekutive wieder zu bilden. 
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